
Bundestagsbeschluss stößt auf
Kritik des DGB

Am 14. Juni 2007 hat der
Bundestag mit 398 zu 170
Stimmen bei fünf Ent hal -
tun gen in namentlicher

Ab stimmung das Gesetz zur Um set -
zung aufenthalts- und asylrechtlicher
Richtlinien der Europäischen Union
beschlossen. In einer ersten Stellung -
nah me hat DGB Vorstandsmitglied
Annelie Buntenbach erklärt: „Die Neu-
regelung wird nicht zu einer besseren
Integration führen, sondern nur zu
weiterer Abschottung und Aus gren -
zung.“ Der DGB lehnt vor allem die
Verschärfungen beim Aufenthaltsrecht
und beim Ehegattennachzug ab. 

Der Migrationsexperte des DGB, Vol -
ker Roßocha, sieht in der Regelung
einen „Widerspruch zur grundrechtli-
chen Verpflichtung des Staates ..., Ehe
und Familie zu schützen: Ein Nachzug
von Eheleuten zu ihrem deutschen
oder ausländischen Ehepartner ist in
Zukunft nur noch möglich, wenn der
Ehepartner bereits zuvor im Ausland
Deutschsprachkenntnisse erworben
hat. Darüber hinaus können Deutsche,
die einen ausländischen Ehegatten
geheiratet haben, vom gemeinsamen
Familienleben in Deutschland ausge-
schlossen werden, wenn der hier
lebende deutsche Ehepartner arbeits-
los geworden ist und von Sozial leis -
tun gen abhängig ist. Arbeitslose Deut -
sche, die länger im Ausland gelebt
hätten, so die Begründung der Regie -
rungs koalition, könnten ja auch im
Aus land gemeinsam mit ihrer Familie
leben.“

Mit der Novelle – so die Bilanz von
Annelie Buntenbach – „werden die Ziele
des Integrationsgipfels konterkariert“.

Im Vorfeld der Abstimmung im Bun -
des tag hatten der Deutsche Gewerk -
schafts bund (DGB) und die Bundes -
ver einigung der Deutschen Arbeit ge -
ber verbände (BDA) noch einmal ihre

gemeinsame Position zur Zu wan de -
rung von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern gegenüber dem Innen-
ausschuss deutlich gemacht. In einer
gemeinsamen Stellungnahme forder-
ten DGB und BDA eine grundlegende
Revision der Erwerbs tätigen zu wan -
derung: „Bereits im Rahmen der Eva -
luation des Zuwanderungs geset zes
haben beide Verbände deutlich ge -
macht, dass eine vorsichtige Öffnung“
des Arbeitsmarktes für qualifizierte
Zuwanderer „erforderlich ist“.

Um drei wesentliche Aspekte dreht
sich die Kritik der Verbände. Zum
einen müsse die Mindest gehalts gren ze
für die Niederlassungs erlaub nis von
ausländischen Spitzenkräften (nach
Paragraf 19) deutlich gesenkt werden.
Derzeit liegt sie bei 7.100 Euro
monatlich. Zum anderen müssen die
Pläne für die Aufenthaltsregelung für
ausländische Studierende geändert
werden. Vorgesehen ist eine Auf ent -
haltsberechtigung im Zwei-Jahres-
Turnus. So ist am Anfang des Stu -
diums für viele nicht sicher, ob sie
über haupt das angefangene Studium
abschließen können. Diese Unsicher heit
führt zu einer Abwanderung in zuwan-
derungsfreundlichere Staaten. Deshalb
fordern DGB und BDA die Dauer einer
Aufenthaltserlaubnis grund sätzlich an
die Regelstudienzeit zu knüpfen. 

Abschließend beschäftigen sich die
Ver bände mit der Frage einer Auf ent -
halts erlaubnis für Forscher („Forscher -
richtlinie“), die den derzeitig beste-

henden Mangel an Wissenschaft le rin -
nen und Wissenschaftlern in den EU-
Mitgliedstaaten beheben soll. Die
Umsetzung der Richtlinie soll zu
einem neuen Aufenthaltstitel führen.
Jedoch erfordert dieser befristete Titel
– der auch mit keinem dauerhaften
Aufenthaltstitel verbunden ist – die
Ver pflichtung der jeweiligen For -
schungs einrichtung zur Sicherung des
Lebensunterhalts des angeworbenen
Forschers und seiner Familien an ge hö -
ri gen, sowie die Übernahme möglicher
Rückführungskosten.

DGB und BDA hegen erheblichen
Zweifel an der Wirksamkeit der vorge-
schlagenen Regelung. Forschungs ein -
rich tungen würden diese Regelung
wahr scheinlich kaum in Anspruch
nehmen.

In der Bewertung des Bundestags ent -
scheids greift Roßocha das noch ein-
mal auf und rät den Forschungs ein -
richtungen, „diese Möglichkeit nicht
in Anspruch zu nehmen und sich über
andere Möglichkeiten zur Beschäf ti -
gung von Mitarbeiterinnen und Mit ar -
bei tern in Forschung und Lehre zu
informieren“. 

Die Pressemitteilung zur Stellung nah -
me von Annelie Buntenbach, die
Erklärung von Volker Roßocha und die
gemeinsame Stellungnahme von DGB
und BDA stehen im Netz unter: 
www.migration-online.de/
stellungnahme-
zuwanderungsrecht
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7/2007
INHALT JULI 2007

SEITE 1
NOVELLE ZUM
ZUWANDERUNGS- UND
AUFENTHALTSRECHT
Bundestagsbeschluss stößt auf
Kritik des DGB

SEITE 2
ZAHLENWERK
Einbürgerungen in den Ländern der
Europäischen Union 2004 in 1.000
GEMEINSAME ASYL-
POLITIK ALS ZIEL
EU-Kommission legt Grünbuch vor
HARMONISIERUNG DER
MIGRATIONS-STATISTIKEN
EU-Verordnung hat letzte 
Hürde genommen
WOCHE GEGEN 
RASSISMUS 2007
Dokumentation der Aktivitäten
VIELSPRACHIGES INFOBLATT
Neue Ausgabe von Dialog 
erschienen

SEITE 3
NATIONALER 
INTEGRATIONSPLAN
Statements der Arbeitsgruppe 3
FIT FÜR VIELFALT
Fachtagung zum Thema 
interkulturelle Öffnung
CHARTA DER VIELFALT
Weitere 29 Unternehmen 
beigetreten
„ZUSAMMENLEBEN FAIR
GESTALTEN“
Planspiel für tolerantes Miteinander

SEITE 4
EIN BÜNDNIS NICHT NUR
GEGEN RECHTSEXTREMISMUS
Kommentar von Peter Altmaier,
Parlamen ta ri scher Staatssekretär
beim Bundesminister des Innern
und Beiratsmitglied des Bündnisses
für Demokratie und Toleranz –
gegen Extremismus und Gewalt



EU-Kommission legt 
Grünbuch vor

Im Juni 2007 hat die Europäische
Kommission ein umfassendes Pa -
ket zum Thema gemeinsame Asyl -
politik veröffentlicht. Im Ein zelnen

sind das ein Grünbuch über das künf-
tige gemeinsame Europäische Asyl -
system, der Entwurf einer Richtlinie,
derzufolge auch Menschen mit inter-
nationalem Schutzstatus ein langfristi-
ges Aufenthaltsrecht erlangen können
und ein Bericht zur Bewertung des so
genannten Dublin-Systems. 

Mit diesem System soll bestimmt wer-
den, welches Land für die Prüfung des
von einem Drittstaatsangehörigen in
einem EU-Staat sowie Island und
Norwegen gestellten Asylantrags
zuständig ist.

Das Dublin-System ist ein Teil der ers-
ten Phase des Haager Programms, das
die Harmonisierung der Rahmen be -
din gungen der Mitgliedstaaten an -
hand gemeinsamer Mindeststandards
vorsieht.

Die zweite Phase – die weitere An -
nähe rung der nationalen Asyl ver -
fahren – soll Ende 2010 abgeschlos-
sen sein. Sie sollte, so die Kommission,
„darauf ausgerichtet sein, unionsweit
höhere einheitliche Schutzstandards
und ein gleiches Schutzniveau zu
errei chen sowie ein hohes Maß an
Solidarität zwischen den EU-Mit glied -
staaten sicherzustellen“. 

Mithilfe des Grünbuchs soll ermittelt
werden, wie die Ausgestaltung der
gemeinsamen Asylpolitik in der Praxis
aussehen kann.

Die Dokumente der Kommission kön-
nen im Internet heruntergeladen wer-
den unter: 

www.migration-online.de/
gruenbuch-asylsystem

www.migration-online.de/
richtlinienentwurf-
aufenthaltsrecht

www.migration-online.de/
dublin-system

GEMEINSAME ASYL-
POLITIK ALS ZIEL

Dokumentation der Aktivitäten

Die Internationale Woche gegen Ras -
sis mus (17.–26.03.2007), war – ge -
messen an der Zahl der ausgesende-
ten Informationsmateria lien, an der
Zahl der Veranstaltungen und dem
Medienecho – die bislang mit Abstand
erfolgreichste Kampagne zur Inter na -
tio nalen Woche. Besonders erfreulich
war aus Sicht des Inter kul tu rellen Rats
die Erweiterung des Netz wer kes durch
neue Kooperations part ner, das nach wie
vor starke Interesse von Schulen, Bil -

dungs trägern und Ver einen und die Öff -
nung der Aktivitäten in den betrieb -
lichen Bereich. Zur positiven Bilanz zählt
auch die dezentrale Organisa tions -
form, die es Aktiven vor Ort ermög-
licht, unterstützt und koordiniert, aber
nicht bevormundet ihren Teil zur
Woche gegen Rassismus beizutragen. 

Die knapp gehaltene Dokumentation
steht im Netz unter: 

www.migration-online.de/
doku-woche-gegen-rassismus-07

WOCHE GEGEN 
RASSISMUS 2007

Neue Ausgabe von Dialog
erschienen

Die neueste Ausgabe des Infoblatts
Dialog ist gerade erschienen. Und wie
immer bietet es Informationen in acht
Sprachen. Dialog richtet sich an aus-
ländische und interessierte deutsche
Mitglieder der IG Bergbau, Chemie,

Energie. Themen der aktuellen Aus -
gabe sind unter anderem: der natio-
nale Integrationsplan und die Gesund -
heits reform. 

Informationen im Internet unter: 
www.igbce.de
oder bei Giovanni Pollice:
Telefon 05 11/76 31-2 29

VIELSPRACHIGES 
INFOBLATT

EU-Verordnung hat letzte 
Hürde genommen

Der Rat der Innen- und Justiz -
minister der Europä ischen
Union hat Mitte Juni 2007
eine Verordnung zu Gemein-

schaftsstatistiken über Wan derung
und Asyl angenommen. Der Entwurf
zu der Verordnung war von der
Kommission im September 2005 vor-
gelegt worden. Das Europä ische Par -
la ment hatte den Text im Rahmen des
Mitentscheidungs ver fah rens im März
2007 gebilligt. Ziel ist es, genauere
Statistiken vorlegen zu können. Dabei
geht es – wie die Kom mis sion mitteilte
– um „internationale Migrations strö me,
ausländische Wohn bevölkerung, Er werb
der Staatsan ge hö rigkeit, Asylanträge
und -entscheidungen, Maßnahmen
zur Bekämp fung der illegalen Einreise
und des illegalen Aufenthalts, Rück -
füh rung illegaler Migranten und Er tei -
lung von Aufenthaltsgenehmigungen
an Dritt staatsangehörige“.

Bislang gab es keine umfassende
Rechtsgrundlage für Statistiken über
Wanderung und internationalen Schutz.
Die Europäische Statistik be hörde Euro -
stat erhebt Daten auf der Grund lage
von Vereinbarungen mit den Mit glied -
staa ten. Das führt dazu, dass ver gleichs -
weise wenige Daten zur Verfügung
stehen und die Zahlen oft nur schwer
miteinander zu vergleichen sind, da
die zugrunde liegenden Definitionen
in den Mitgliedstaaten unter schiedlich
sind. Künftig sollen ge meinsame
Definitionen als Basis dienen.

Da die Mitgliedstaaten ihre Daten er -
hebungssysteme noch umstellen müs-
sen, können sie im ersten Jahr nach
dem Inkrafttreten der Verordnung
2008 Daten entsprechend ihren natio-
nalen Definitionen vorlegen.

Die Verordnung muss noch durch
Durchführungsmaßnahmen ergänzt
werden, in deren Erarbeitung Eurostat
einbezogen ist.

HARMONISIERUNG 
DER MIGRATIONS-
STATISTIKEN

ZAHLENWERK
Einbürgerungen in den Ländern der Europäischen Union 2004 in 1.000
* = 2003,  ** = 2001,  *** = 1998

Belgien** 62,2
Dänemark 15,0
Deutschland 127,2
Estland 6,5
Finnland 6,9
Franreich 165,1
Griechenland*** 0,8
Irland* 4,0
Italien 11,9
Lettland 17,2
Litauen 0,6
Luxemburg 0,8
Malta k. A.
Niederlande 26,2
Österreich 41,7
Polen 1,9
Portugal* 2,5
Schweden 28,9
Slowakei 4,0
Slowenien 3,3
Spanien 38,2
Tschechische Republik 5,0
Ungarn* 5,3
Vereinigtes Königreich 140,7
Zypern* 0,2
Bulgarien k. A.
Rumänien* 0,1

Daten: Eurostat (siehe auch rechts: Harmonisierung der Migrationsstatistiken)



NATIONALER 
INTEGRATIONSPLAN

Statements der Arbeitsgruppe 3

Am 12. Juli 2007 soll der
nationale Integrationsplan
der Bundesregierung vor-
gestellt werden. Eine der

Arbeitsgruppen zur Vorbereitung – die
AG 3 – befasste sich mit dem Thema
„Gute Bildung und Ausbildung sichern,
Arbeitsmarktchancen erhöhen“. Die
Statements, die auf den verschiedenen
Sitzungen abgegeben wurden, sind
jetzt im Internet zusammengestellt,
darunter Statements von Gewerk -

schaftsvertretern, der Bundesagentur
für Arbeit, des Arbeitgeberverbandes,
der Caritas und das Netzwerk Integra -
tion durch Qualifizierung.

Die Statements stehen im Internet
unter: 
www.migration-online.de/
statements-ag3
Auch die Ergebnisse der anderen fünf
Arbeitsgruppen können heruntergela-
den werden unter: 
www.migration-online.de/
arbeitsgruppen

CHARTA DER VIELFALT
Weitere 29 Unternehmen 
beigetreten

Am 15. Mai 2007 sind 29
weitere Un ter nehmen und
öffentliche Einrich tun gen
der Unter nehmens ini tia ti ve

„Char ta der Vielfalt“ beigetreten. Die
Charta wurde im Dezember 2006 von
DaimlerChrysler, der Deutschen Bank,
der Deutschen BP und der Deutschen
Telekom gemeinsam mit der Migra -
tions beauftragten Maria Böhmer ins
Leben gerufen. 

Die Schirmherrschaft liegt bei Bun -
deskanzlerin Angela Merkel. Ziel der
Initiative ist die För derung von Tole -
ranz, Pluralismus und Vielfalt in der
Unternehmenskultur. Damit sollen vor
allem Menschen mit Migrations hin ter -

grund bessere Chan cen in der Arbeits -
welt eröffnet werden. 

Bei der Überreichung der Urkunden
für die Neuunterzeichner erklärte Böh -
mer: „Vom ZDF bis zum Deut schen
Kinderhilfswerk, jeder Unter zeichner
der Charta leistet einen kleinen Bei -
trag zur besseren Integration von Mig -
ran tinnen und Migranten in Deutsch -
land. Die Sprachkenntnisse, Be ga bun -
gen, Kompetenzen und Fähig keiten der
Beschäftigten unterschiedlicher Her -
kunft sind eine wichtige Ressource in
der globalisierten Wirt schaft. Diese Er -
kenntnis setzt sich offenbar immer
stär ker durch. Ich hoffe, dass insbe -
son dere im Euro päischen Jahr der
Chan cengleichheit noch viele weitere
Unternehmen dies mit ihrem Beitritt
zur Charta der Vielfalt deutlich machen.“

FIT FÜR VIELFALT
Fachtagung zum Thema 
interkulturelle Öffnung

Am 13. und 14. September 2007 fin-
det in Dortmund die Fachtagung „Fit
für Vielfalt – Strategien zur interkultu-
rellen Öffnung und für Diversity
Mana gement“ statt. Veranstalter sind
die Entwicklungspartnerschaft Pro
Qualifizierung und die Koordination
des Netzwerks „Integration durch
Qualifizierung“. Dem Netzwerk, das
vom Bundesministerium für Arbeit
und Soziales ins Leben gerufen wurde,
gehören sechs Entwicklungs partner -
schaf ten an, die ihrerseits aus jeweils
rund zehn Teilprojekten bestehen.
Mitgestaltet wird die Tagung vom
Fach arbeitskreis Interkulturelle Öff-
nung, der im Rahmen des IQ-Netz -
werks projektübergreifend arbeitet.

Interkulturelle Öffnung ist zu einem
Gegenstand in den gesellschaftlichen
Debatten geworden. Gleichzeitig ist
das Thema keineswegs neu. Von daher
zielt die Tagung am ersten Tag auf die
allgemeine breite Öffentlichkeit, am
zweiten auf die Fachöffentlichkeit, die
sich seit Längerem mit Fragen inter-
kultureller Kompetenz befasst.

Am ersten Tag werden Interessierten
kurze Einführungen in den Themen -
kreis interkulturelle Öffnung und
Diversity Management angeboten.

Daneben wird eine Bilanz dessen
gezogen, zu welchen Ergebnissen die
Arbeit des Netzwerks in Bezug auf
interkulturelle Öffnung geführt hat. 

Ein anderer Schwerpunkt des ersten
Tages thematisiert die Verantwortung
der Sozialpartner für die berufliche
Integration von Menschen mit Migra -
tions hintergrund. Dabei werden je ein
Vertreter der Arbeitgeber und der
Gewerkschaften ihre Positionen und
ihre Gemeinsamkeiten darlegen. In
den anschließenden Foren geht es um
positive Beispiele der Integration und
daraus abgeleiteten Handlungs emp -
feh lungen.

Am zweiten Tag geht es um spezielle
inhaltliche Fragen, etwa: Sind interkul-
turelle Öffnung, Cultural Main strea -
ming und Diversity Management nur
verschiedene Begriffe für ein und das-
selbe oder gibt es Unterschiede? In
vier Foren geht es um Berufs bild ent -
wicklung, Organisationsentwicklung,
Öffentlichkeitsarbeit und Qualifizie -
rung im Bereich interkulturelle Kom -
pe tenz. Im letzten Forum werden zum
Beispiel Qualitätskriterien für Weiter -
bildung vorgestellt und diskutiert.

Informationen bei: 
Svetlana Alenitskaya
Telefon 02 11/43 01-1 87
S.Alenitskaya@iq-consult.de

„ZUSAMMENLEBEN 
FAIR GESTALTEN“
Planspiel für tolerantes
Miteinander

Ein „Planspiel zur Sensi bi li -
sierung für Menschenachtung
und ein tolerantes und span-
nungsfreies Miteinander im

interkulturellen Kontext“ ist jetzt in
der Schriftenreihe Migration und
Arbeitswelt des Bereichs Migration &
Qualifizierung beim DGB Bildungs -
werk erschienen. Titel: „Zusammen -
leben fair gestalten.“

Die Ausgangssituation: Schiffbrüchige
landen auf einer Insel, wo es eine
unbewohnte Stadt gibt. Dort müssen
sie ihr Zusammenleben gestalten. Die
Schiffbrüchigen kommen aus allen
Teilen der Erde, allen Bevölkerungs -
schichten und Altersgruppen. Sie sind
unterschiedlich religiös und kulturell
geprägt und unterschiedlich sexuell
orientiert. 

Davon ausgehend müssen die Teil neh -
me rinnen und Teilnehmer in mehreren

Schritten zehn Regeln aufstellen, die
ihnen für ihr Zusammenleben wichtig
sind. Später werden Konfliktsitua tio -
nen eingegeben, etwa ein Verstoß
gegen eine der Regeln. Jetzt muss
nach Wegen gesucht werden, den
Kon flikt konstruktiv zu lösen. 

Ein anderer Schritt des Planspiels: Es
werden Nachbarschaften ausgesucht.
Danach wird in der Gruppe über die
Auswahlkriterien diskutiert. 

Das Planspiel wurde seit 2004 mehr-
fach im Rahmen der Veranstaltungen
des Bündnisses für Demokratie und
Toleranz anlässlich des Verfassungs -
tages in Berlin durchgeführt und auf
der Basis dieser Erfahrungen überar-
beitet.

Das Planspiel „Zusammenleben fair
gestalten“ kann im Internet herunter-
geladen werden unter: 

www.migration-online.de/
planspiel 
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KOMMENTAR

Peter Altmaier, Parlamen ta ri -
scher Staatssekretär beim
Bundesminister des Innern
und Beiratsmitglied des
Bündnisses für Demokratie
und Toleranz – gegen
Extremismus und Gewalt

Anmerkungen zu Aufgaben und künf-
tigen Schwerpunkten des Bündnisses
für Demokratie und Toleranz – gegen
Extremismus und Gewalt.

Als das „Bündnis für Demokratie und
Toleranz – gegen Extremismus und
Gewalt“ am 23. Mai 2000 – nicht
zufällig der Tag unseres Grund ge set -
zes – unter dem Motto „Hinschauen –
Handeln – Helfen“ ins Leben gerufen
wurde, standen auch die damals be reits
empörend hohen Zahlen rassistisch,
fremdenfeindlich und antisemitisch
motivierter Straf- und Gewalt taten
gewissermaßen mit Pate. Seit dem be -
greift das Bündnis den Kampf gegen
Rechtsextremismus, Fremdenfeindlich -
keit und Antisemitismus als einen Kern -
bereich seines Aufgabenspektrums. 

An der Notwendigkeit, diesen Auf ga -
ben schwerpunkt des Bündnisses fort-
zuführen hat sich – leider! – auch im
siebten Jahr seines Bestehens kaum
etwas geändert. Allerdings darf und
kann die Arbeit des Bündnisses auch
nicht allein als darauf beschränktes

Wirken gesehen werden. Der etwas
sperrige Name „Bündnis für Demo -
kra tie und Toleranz – gegen Extremis -
mus und Gewalt“ verdeutlicht, dass
schon die Mütter und Väter des Bünd -
nisses wussten, dass es mit der
Bekämpfung des Rechtsextremismus
allein nicht getan sein kann. Deshalb
wurde der Begriff „Extremismus“ –
und nicht bloß „Rechtsextremismus“
– im Namen aufgenommen.

Gelegentlich kann man in öffentlichen
Debatten den Eindruck bekommen, es
gäbe so etwas wie eine Hierarchie der
Extremismen, wobei der Rechts extremis-
mus ein allgemein anerkanntes Übel
dar stellt, das Phänomen des Links -
extremismus hingegen fast schon mit
einer Art an Verharmlosung grenzen-
dem Unterton bei Seite geschoben
werden kann. Leider wurden wir durch
die Ausschreitungen in Rostock vor
Beginn des G8-Gipfels eines Besseren
belehrt und mussten erkennen, welch
großes und menschenverachtendes
Gewaltpotenzial auch Links extremis ten
darstellen können. Umso mehr freut es
mich, dass die Mehrzahl der Demons -
tran ten, die ihren politischen Protest ein-
drucksvoll aber gewaltfrei zum Aus -
druck bringen wollten, die Kraft und
den Mut gefunden haben, sich von
den Gewalttätern klar zu distanzieren.

Ebenso zählt es zu den nicht wegzu-
diskutierenden Realitäten unserer
modernen Welt, dass es auch auslän-
dische Extremisten gibt, die mit den
elementaren Werten unseres Grund -
gesetzes nur wenig verbindet und die
unsere Gesellschaft oft gerade wegen
ihrer demokratischen und rechtsstaat-
lichen Verfasstheit, ihrer Liberalität
ablehnen und insgeheim, bisweilen
auch offen bekämpfen. Weil einem bei
diesem Thema in der Folge des 11.
September 2001 oder der Bomben atten-
tate in Madrid und London immer
zuerst islamistische Extremisten ein-
fallen, möchte ich zwei Dinge betonen:
Es trifft zu, dass der islamistische Terror
nach wie vor die größte Gefährdung

unseres demokratischen Gemein we -
sens darstellt. Fakt ist aber auch, dass
die überwiegende Mehr zahl der Mus li -
me in Deutschland da mit nicht nur nichts
zu tun hat, sondern diesen Terror, das
damit verbundene freiheitsfeindliche
Regime und die regelrecht als unisla-
misch empfundene Intoleranz aus
tiefster Überzeugung ablehnt. Sie und
wir müssen gemeinsam den Mut und
auch Wege finden, die einen deutlich
von den anderen zu trennen. Ich bin
überzeugt, dass auch die vom Bun -
des innenminister ins Leben gerufene
Deutsche Islam-Konferenz dazu einen
bedeutsamen Beitrag leisten wird.

Wie definiert sich das Bündnis für
Demokratie und Toleranz – gegen
Extremismus und Gewalt in diesem
Koordinatensystem? Zurzeit zählen
ca. 1.300 Initiativen, Gruppierungen
und Einzelpersonen zu den Unter -
stützern und Partnern des Bündnisses.
Für diese engagierten Vertreter der
Zivilgesellschaft muss das Bündnis
noch mehr als dies bisher schon der
Fall war und ist, zu einem Scharnier
des Informationsaustausches, der
gegenseitigen Beratung, Unterstüt -
zung und Befruchtung werden. Und es
muss sich zugleich, deutlicher als bis-
her, in alle Richtungen der Extremis -
musbekämpfung ausrichten und sich
insbesondere auch für die Initiativen
aus der Zivilgesellschaft weiter öffnen,
die sich der Bekämpfung anderer
Extremismusformen als des Rechts -
extremismus, der Fremdenfeindlichkeit
und des Antisemitismus verschrieben
haben.

Nur so können wir uns dessen gewiss
sein, dass es auch in Zukunft jene
wichtige Rolle im zivilgesellschaftlichen
Diskurs einnehmen wird, die es sich in
der Vergangenheit erarbeitet hat.

Der Text wurde für die Printausgabe
gekürzt. Das gesamte Interview kön-
nen Sie nachlesen auf:
www.migration-online.de/
int_Altmaier
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